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Entwurf eines Zehnten Gesetzes zur Änderung 
des Bundesausbildungsförderungsgesetzes (10. BAföGÄndG) 

A. Zielsetzung 

Mit dem Gesetzentwurf verfolgt die Bundesregierung meh-
rere Ziele: 

Nach § 35 BAföG sind die Bedarfssätze, Freibeträge sowie 
Vomhundertsätze und Höchstbeträge nach § 21 Abs. 2 BAföG 
alle zwei Jahre zu überprüfen. Über das Ergebnis legt die Bun-
desregierung dem Deutschen Bundestag gleichzeitig den 
Sechsten Bericht nach § 35 BAföG vor. Mit der Vorlage dieses 
Gesetzentwurfs schlägt sie die danach notwendigen Gesetzes-
änderungen vor, um den realen Wert der Ausbildungsförde-
rung zu erhalten. 

Außerdem sollen das Studium im außereuropäischen Ausland 
und das Auslandspraktikum finanziell erleichtert werden. Es 
ist vorgesehen, den Darlehenseinzug administrativen Erfor-
dernissen anzupassen. 

B. Lösung 

Der Entwurf sieht vor, 

— die Bedarfssätze zum Herbst 1986 durchschnittlich um 
3 v. H. sowie die Freibeträge um durchschnittlich 2 v. H. 
jeweils zum Herbst 1986 und zum Herbst 1987 anzuheben; 
einen Vomhundertsatz und die Höchstbeträge nach § 21 
Abs. 2 BAföG entsprechend dem Anstieg der sozialversi-
cherungsrechtlichen Beitragsbemessungsgrenzen anzu-
passen, 

— das Studium im außereuropäischen Ausland künftig in 
gleichem Umfange wie das Studium in Europa zu fördern, 

— die Förderung der Auslandspraktika zu erweitern, 
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— beim Darlehenseinzug die Einkommensfeststellung nach 
§ 18 a und die Gewährung des Kinderteilerlasses nach 
§ 18b Abs. 2 zu erleichtern. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Der Finanzaufwand für die Leistungen nach dem BAföG wird 
sich auf der Grundlage der vorgesehenen Anpassung und der 
Verbesserung der Förderung im übrigen in folgendem finan-
ziellen Rahmen halten (in Millionen DM): 

1986 1987 1988 1989 

Gesamtkosten 1 ) 	 2 390 2 430 2 430 2 460 

davon Bund 	 1 555 1 580 1 580 1 600 

davon Länder 	 835 850 850 860 

Die Ansätze des Bundes liegen im Rahmen der in der Finanz-
planung vorgesehenen Beträge. 

1) Darin enthalten sind die Mehrkosten durch die gleichzeitige Änderung des 
§ 9 Abs. 1 der Verordnung über Zusatzleistungen in Härtefällen nach dem 
Bundesausbildungsförderungsgesetz (HärteV) in Höhe von 7,5 Mio. DM 
1986 und jeweils 22,5 Mio. DM in den Jahren 1987 bis 1989. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

14 (323) — 280 03 — Au 116/86 
Bonn, den 12. Februar 1986 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Zehnten Gesetzes zur Änderung des Bundesausbildungsförderungsgeset-
zes (10. BAföGÄndG) mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 560. Sitzung am 31. Januar 1986 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus der Anla-
ge 2 ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf eines Zehnten Gesetzes zur Änderung 
des Bundesausbildungsförderungsgesetzes (10. BAföGÄndG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Bundesausbildungsförderungsgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 6. Juni 1983 
(BGBl. I S. 645, 1680), zuletzt geändert durch das Ge-
setz vom 26. Juni 1985 (BGBl. I S. 1243), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Im Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „in 
Europa" gestrichen. 

b) Absatz 3 wird aufgehoben. 

c) Im Absatz 4 Satz 2 wird die Textstelle „Die 
Absätze 2 und 3 gelten" durch die Textstelle 
„Absatz 2 gilt" ersetzt. 

d) Absatz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„(5) Wird im Zusammenhang mit dem Be-
such einer im Geltungsbereich dieses Geset-
zes gelegenen Hochschule ein Praktikum ge-
fordert, so wird für die Teilnahme an einem 
Praktikum außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes Ausbildungsförderung nur 
geleistet, wenn eine im Geltungsbereich die-
ses Gesetzes gelegene Hochschule oder die 
zuständige Prüfungsstelle anerkennt, daß 
diese fachpraktische Ausbildung den Anfor-
derungen der Prüfungsordnung an die Prak-
tikantenstelle genügt." 

2. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. wenn der Auszubildende 

a) eine Fachoberschulklasse, deren Be-
such eine abgeschlossene Berufsaus-
bildung voraussetzt, eine Abendhaupt-
schule, eine Berufsaufbauschule, eine 
Abendrealschule, ein Abendgymna-
sium oder ein Kolleg besucht oder 

b) die Zugangsvoraussetzungen für die 
zu fördernde weitere Ausbildung an 
einer der in Buchstabe a) genannten 
Ausbildungsstätten erworben hat, 
auch durch eine Nichtschülerprüfung 
oder eine Zugangsprüfung zu einer 
Hochschule, oder". 

b) Absatz 2 Satz 1 Nr. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. wenn der Auszubildende als erste berufs-
bildende eine zumindest dreijährige Aus-
bildung an einer Berufsfachschule oder 
in einer Fachschulklasse, deren Besuch 
eine abgeschlossene Berufsausbildung 
nicht voraussetzt, abgeschlossen hat." 

3. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Im Absatz 1 und Absatz 2 werden ersetzt 

— die Zahl „510" jeweils durch die Zahl „525" 
und 

— die Zahl „620" durch die Zahl „640". 

b) Im Absatz 4 wird die Textstelle „nach § 5 
Abs. 2" durch die Textstelle „in Europa" er-
setzt. 

4. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Im Absatz 1 und 2 werden ersetzt 

— die Zahl „460" durch die Zahl „475", 

— die Zahl „500" durch die Zahl „515" und 

— die Zahl „190" durch die Zahl „195". 

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) Im Satz 1 wird „und 3" gestrichen. 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

5. Im § 14 wird folgender Satz 2 angefügt: „§ 13 
Abs. 4 ist entsprechend anzuwenden". 

6. Im § 15 Abs. 3 Nr. 2 wird im Klammerzusatz 
„und 3" gestrichen. 

7. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Im Absatz 1 wird die Textstelle „§ 5 Abs. 2 
Nr. 1 und Abs. 3 Nr. 2 und 3" durch die Text-
stelle „§ 5 Abs. 2 und 5" ersetzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) In den Fällen des § 5 Abs. 1 und Abs. 2 
Nr. 2 wird Ausbildungsförderung ohne die 
zeitliche Begrenzung der Absätze 1 und 2 ge-
leistet. In den Fällen nach § 5 Abs. 2 Nr. 2, in 
denen im Geltungsbereich des Gesetzes für 
die jeweilige Fachrichtung ein zentrales Aus-
wahlverfahren durchgeführt wird, gilt Satz 1 
nur für eine Ausbildung in Europa." 
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8. § 18 a wird wie folgt gefaßt: 

„§ 18a 
Einkommensabhängige Rückzahlung 

(1) Von der Verpflichtung zur Rückzahlung ist 
der Darlehensnehmer auf Antrag freizustellen, 
soweit sein Einkommen monatlich den Betrag 
von 1 075 DM nicht übersteigt. Der in Satz 1 
bezeichnete Betrag erhöht sich für 

1. den Ehegatten um 485 DM, 

2. jedes Kind des Darlehensnehmers, das zu Be-
ginn des in Satz 1 bezeichneten Monats 

a) das 15. Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat, um 370 DM, 

b) das 15. Lebensjahr vollendet hat, um 
485 DM. 

Die Beträge nach Satz 2 mindern sich um das 
Einkommen des Ehegatten und des Kindes. Als 
Kinder werden außer den Kindern des Darle-
hensnehmers die ihnen durch § 2 Abs. 1 des 
Bundeskindergeldgesetzes Gleichgestellten be-
rücksichtigt. § 47 Abs. 4 und 5 gilt entspre-
chend. 

(2) Die Freistellung erfolgt vom Beginn des 
Antragsmonats an für ein Jahr (Freistellungs-
zeitraum). Das im Antragsmonat erzielte Ein-
kommen gilt vorbehaltlich des Absatzes 3 als 
monatliches Einkommen für alle Monate des 
Freistellungszeitraumes. Der Darlehensnehmer 
hat das Vorliegen der Voraussetzungen glaub-
haft zu machen. 

(3) Ändert sich ein für die Freistellung maß-
geblicher Umstand im Laufe des Freistellungs-
zeitraumes, so wird der Bescheid vorn Beginn 
des Monats an geändert, in dem die Änderung 
eingetreten ist. Der Änderungsbescheid ergeht 
unter dem Vorbehalt der abschließenden Fest-
stellung nach Absatz 4. 

(4) Ist eine Änderung im Sinne des Absatzes 3 
eingetreten, so wird über den gesamten Freistel-
lungszeitraum abschließend entschieden, sobald 
sich das Einkommen in diesem Zeitraum end-
gültig feststellen läßt. Dabei gilt als monatliches 
Einkommen im Sinne des Absatzes 1 der Be-
trag, der sich ergibt, wenn die Summe der Mo-
natseinkommen des Freistellungszeitraums 
durch zwölf geteilt wird. Als Monatseinkommen 
gilt ein Zwölftel des jeweiligen Kalenderjahres-
einkommens. 

(5) Der Ablauf der Frist von 20 Jahren nach 
§ 18 Abs. 3 wird, höchstens jedoch bis zu 10 Jah-
ren, durch Zeiten gehemmt, in denen der Darle-
hensnehmer von der Rückzahlungspflicht frei-
gestellt worden ist. Dies gilt nicht, soweit das 
Darlehen nach § 18 b Abs. 2 erlassen worden 
ist." 

9. § 18b Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Für jeden Monat, in dem 

1. das Einkommen des Darlehensnehmers den 
Betrag nach § 18 a Abs. 1 Satz 1 und 2 nicht 
übersteigt, 

2. er ein Kind bis zu 10 Jahren pflegt und er-
zieht oder ein behindertes Kind betreut und 

3. er nicht oder nur unwesentlich erwerbstätig 
ist, 

wird auf Antrag das Darlehen in Höhe der nach 
§ 18 Abs. 3 festgesetzten Rückzahlungsrate er-
lassen. Das Vorliegen der Voraussetzungen 
nach Satz 1 ist glaubhaft zu machen. Als Kinder 
werden außer den Kindern des Darlehensneh-
mers die ihnen durch § 2 Abs. 1 des Bundeskin-
dergeldgesetzes Gleichgestellten berücksich-
tigt." 

10. § 21 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Im Satz 1 wird nach dem Wort „vorbehalt-
lich" die Textstelle „der Sätze 3 und 4," einge-
fügt. 

b) Im Satz 4 zweiter Halbsatz wird die Text-
stelle „des Auszubildenden und seines Ehe-
gatten" durch die Textstelle „des Auszubil-
denden, des Darlehensnehmers sowie deren 
Ehegatten" ersetzt. 

11. § 21 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Im Satz 1 wird nach der Textstelle „um die 
Beträge nach Absatz 1 Nr. 1 und 2" die Text-
stelle „und Absatz 4 Nr. 4" eingefügt. 

b) Im Satz 1 werden ersetzt 

— die Zahl 18,5 durch die Zahl 18,7, 

— die Zahl 11 000 durch die Zahl 11 600, 

— die Zahl 5 300 jeweils durch die Zahl 5 600 
und 

— die Zahl 18 100 durch die Zahl 18 500. 

12. § 22 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend 
für die Berücksichtigung des Einkommens 

1. der Kinder nach § 23 Abs. 2, 

2. der Kinder, der ihnen durch § 2 Abs. 1 des 
Bundeskindergeldgesetzes Gleichgestellten 
und der sonstigen Unterhaltsberechtigten 
nach § 25 Abs. 3." 

13. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Im Absatz 1 werden ersetzt 

— die Zahl „130" durch die Zahl „135", 

— die Zahl „190" durch die Zahl „195", 

— die Zahl „260" durch die Zahl „265`, 

— die Zahl „450" durch die Zahl „460", 
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— die Zahl „360" durch die Zahl „370" und 

— die Zahl „660" durch die Zahl „675". 

b) Im Absatz 2 wird Satz 2 aufgehoben. 

c) Absatz 5 wird aufgehoben. 

14. § 24 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Im Satz 1 werden nach der Textstelle „liegt 
jedoch der Steuerbescheid" die Wörter „dem 
Amt für Ausbildungsförderung" eingefügt. 

b) Im Satz 3 werden nach der Textstelle „So-
bald der Steuerbescheid" die Wörter „dem 
Amt für Ausbildungsförderung" eingefügt. 

15. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) Im Absatz 1 werden ersetzt 

— die Zahl „1 540" durch die Zahl „1 570" 
und 

— die Zahl „1 050" jeweils durch die Zahl 
„1 075". 

b) Im Absatz 3 werden ersetzt 

— die Zahl „360" durch die Zahl „370" und 

— die Zahl „470" durch die Zahl „485". 

c) Im Absatz 4 Nr. 2 werden ersetzt 

— die Zahl „50" durch die Zahl „60", 

— die Zahl „120" durch die Zahl „140" und 

— die Zahl „180" durch die Zahl „210". 

d) Absatz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„(5) Als Kinder werden außer den Kindern 
des Einkommensbeziehers die ihnen durch 
§ 2 Abs. 1 des Bundeskindergeldgesetzes 
Gleichgestellten berücksichtigt." 

16. § 29 Abs. 2 wird aufgehoben. 

17. § 36 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Macht der Auszubildende glaubhaft, daß 
seine Eltern den nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes angerechneten Unterhaltsbetrag nicht 
leisten, und ist die Ausbildung — auch unter 
Berücksichtigung des Einkommens und Vermö-
gens des Ehegatten im Bewilligungszeitraum — 
gefährdet, so wird nach Anhörung der Eltern 
Ausbildungsförderung ohne Anrechnung dieses 
Betrages geleistet." 

18. Im § 42 Abs. 2 Satz 1 wird nach der Textstelle 
„nach § 5 Abs. 2" die Textstelle „und 3" gestri-
chen. 

19. Im § 43 Abs. 1 Nr. 1 wird „und 3" gestrichen. 

20. Im § 45 Abs. 4 Satz 1 wird die Textstelle „nach 
§ 5 Abs. 2, 3 und 5" durch die Textstelle „nach § 5 
Abs. 2 und 5" ersetzt. 

21. Im § 46 Abs. 5 Nr. 1 wird „und 3" gestrichen. 

22. Im § 48 Abs. 4 wird die Textstelle „§ 5 Abs. 1, 2 
Nr. 2 und Abs. 3 Nr. 1" durch die Textstelle „§ 5 
Abs. 1 und 2" ersetzt. 

23. § 49 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird im Klammerzusatz 
„und Abs. 3 Nr. 3" gestrichen; 

bb) Nummer 2 wird aufgehoben. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1 a ein-
gefügt: 

„(1 a) Der Auszubildende hat eine Beschei-
nigung der Hochschule, die er besuchen will 
oder besucht hat, oder der zuständigen Prü-
fungsstelle darüber beizubringen, daß das 
von ihm beabsichtigte Auslandspraktikum 
den Erfordernissen des § 5 Abs. 5 ent-
spricht." 

24. Im § 51 Abs. 2 wird die Zahl „520" durch die Zahl 
„600" ersetzt. 

25. Im § 53 wird nach Satz 1 folgender Satz 2 einge-
fügt: „§ 48 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch 
findet keine Anwendung; Rückforderungen 
richten sich nach § 50 des Zehnten Buches So-
zialgesetzbuch." 

26. § 56 Abs. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Die Länder untereinander führen bei der 
Ausführung dieses Gesetzes keine Einnahmen 
ab; sie erstatten vorbehaltlich des Satzes 2 
keine Ausgaben. Im Falle der Förderung nach 
§ 5 Abs. 2 bis 5 erstattet das Land, in dem der 
Auszubildende seinen ständigen Wohnsitz hat, 
dem nach der Rechtsverordnung aufgrund des 
§ 45 Abs. 4 Satz 2 zuständigen Land 35 vom Hun-
dert der Ausgaben." 

27. Im § 65 Abs. 1 wird Nummer 3 aufgehoben. 

28. Im § 68 Abs. 2 wird das Komma am Ende von 
Nummer 6 durch ein Semikolon ersetzt und fol-
gender Halbsatz angefügt: 

„in den Fällen der Nummer 1 wird Ausbildungs-
förderung nur geleistet, wenn die übrigen dort 
genannten Voraussetzungen erfüllt sind," 

Artikel 2 

Das Bundesausbildungsförderungsgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 6. Juni 1983 
(BGBl.  I  S. 645, 1680), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 dieses Gesetzes, wird wie folgt geändert: 
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1. Im § 18 a Abs. 1 werden ersetzt 

— die Zahl „1 075" durch die Zahl „1 100", 

— die Zahl „485" jeweils durch die Zahl „500" 
und 

— die Zahl „370" durch die Zahl „380". 

2. Im § 21 Abs. 2 werden ersetzt 

— die Zahl „11 600" durch die Zahl „12 000", 

— die Zahl „5 600" jeweils durch die Zahl „5 800" 
und 

— die Zahl „18 500" durch die Zahl „18 900". 

3. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Im Absatz 1 werden ersetzt 

— die Zahl „460" durch die Zahl „470", 

— die Zahl „370" durch die Zahl „380" und 

— die Zahl „675" durch die Zahl „690". 

b) Im Absatz 4 Nr. 1 wird die Zahl „130" durch die 
Zahl „135" ersetzt. 

4. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) Im Absatz 1 werden ersetzt 

— die Zahl „1 570" durch die Zahl „1 600" und 

— die Zahl „1 075" jeweils durch die Zahl 
„1 100". 

b) Im Absatz 3 werden ersetzt 

— die Zahl „85" durch die Zahl „90", 

— die Zahl „370" durch die Zahl „380" und 

— die Zahl „485" durch die Zahl „500".  

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

Artikel 4 

(1) Es treten in Kraft: 

1. Artikel 1 Nr. 2, Nr. 5, Nr. 10, Nr. 11 Buchstabe a, 
Nr. 12, Nr. 13 Buchstabe b, Nr. 14, Nr. 15 Buch-
stabe d, Nr. 16, Nr. 17, Nr. 24, Nr. 25, Nr. 27, Nr. 28 
und Artikel 3 am 1. Juli 1986, 

2. Artikel 1 Nr. 8 und Nr. 9 am 1. Oktober 1986, 

3. Artikel 1 Nr. 26 am 1. Januar 1987. 

(2) Artikel 1 Nr. 1, Nr. 3, Nr. 4, Nr. 6, Nr. 7, Nr. 11 
Buchstabe b, Nr. 13 Buchstaben a und c, Nr. 15 
Buchstaben a, b und c, Nr. 18, Nr. 19, Nr. 20, Nr. 21, 
Nr. 22 und Nr. 23 tritt am 1. Juli 1986 mit der Maß-
gabe in Kraft, daß die darin bestimmten Änderun-
gen nur bei Entscheidungen für die Bewilligungs-
zeiträume zu berücksichtigen sind, die nach dem 
30. Juni 1986 beginnen. Vom 1. Oktober 1986 an sind 
diese Änderungen ohne die einschränkende Maß-
gabe des Satzes 1 zu berücksichtigen. 

(3) Artikel 2 tritt mit Ausnahme von Nummer 1 
am 1. Juli 1987 mit der Maßgabe in Kraft, daß die 
darin bestimmten Änderungen bei den Entschei-
dungen für die Bewilligungszeiträume zu berück-
sichtigen sind, die nach dem 30. Juni 1987 beginnen. 
Vom 1. Oktober 1987 an sind diese Änderungen 
ohne die einschränkende Maßgabe des Satzes 1 zu 
berücksichtigen. Artikel 2 Nr. 1 tritt am 1. Oktober 
1987 in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

Die Bundesregierung verfolgt mit dem Gesetzent-
wurf mehrere Ziele: 

1. Der Gesetzentwurf zieht die Schlußfolgerungen 
aus dem 6. Bericht nach § 35 BAföG, der gleich-
zeitig vorgelegt wird. Die Bundesregierung hat 
in diesem Bericht die Bedarfssätze, Freibeträge 
und Pauschalen zur Abgeltung der Aufwendun-
gen für die soziale Sicherung überprüft und dar-
gelegt, daß im Hinblick auf die voraussichtliche 
Steigerung der Lebenshaltungskosten von 
Herbst 1984 bis Herbst 1986 eine Anhebung der 
Bedarfssätze um durchschnittlich 3 v. H. und 
der Freibeträge um durchschnittlich 2 v. H. zum 
Herbst 1986 erforderlich ist. Zur Verstetigung 
der Förderungsleistungen ist bei den Freibeträ-
gen zum Herbst 1987 außerdem eine Zwischen-
anpassung um durchschnittlich 2 v. H. vorgese-
hen. — Bei den Pauschalen zur Abgeltung der 
Aufwendungen für die soziale Sicherung wurde 
den zwischenzeitlichen Veränderungen der Bei-
tragssätze und -bemessungsgrenzen Rechnung 
getragen. 

Die vorgeschlagenen Anhebungen sind zur Be-
darfsdeckung erforderlich. Sie sind aber auch 
ausreichend, weil der Anstieg der Lebenshal-
tungskosten gering ist. Die Konsolidierung der 
Staatsfinanzen und im wesentlichen auch der 

reale Wert der Ausbildungsförderung bleiben 
weiterhin gewährleistet. 

Die Bundesregierung gibt — wie auch schon bei 
früheren Anpassungen — der Anhebung der 
Freibeträge einen gewissen Vorrang. Unter Ein-
beziehung der Zwischenanpassung bei den Frei-
beträgen im Herbst 1985 kann auf diese Weise 
der Ausgleich für den Anstieg der Lebenshal-
tungskosten erreicht werden. Diese Lösung hat 
den Vorteil, die pauschalierten Freibeträge des 
BAföG auf einem Niveau zu halten, auf dem sie 
beim derzeitigen Verständnis regelmäßig mit 
den finanziellen Grenzen für die Unterhalts-
pflicht der Eltern nach dem Bürgerlichen Recht 
übereinstimmen. 

Im Zusammenhang mit der Anpassung der Be-
darfssätze muß auch gesehen werden, daß 
durch den gleichzeitig vorgelegten Entwurf ei-
ner Dritten Verordnung zur Änderung der Ver-
ordnung über die Zusatzleistungen in Härtefäl-
len nach dem Bundesausbildungsförderungsge-
setz (3. HärteVÄndV) die Leistungen für Unter-
kunft zusätzlich erhöht werden. Der Höchstbe-
trag nach § 9 Abs. 1 HärteV soll von 60 DM auf 
75 DM angehoben werden. 

Im einzelnen ist die Anhebung der Bedarfssätze 
und Freibeträge in den folgenden Übersichten 
dargestellt: 
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Anhebung der Bedarfssätze 

Ausbildungsstellenart gesetzliche Grundlage 
BAföG 

derzeitiger 
Betrag 
DM 

Anhebung 
zum 

1. Juli 1986 
(+ 3 v. H.) 

1. Abendhauptschulen, Abendrealschulen zu Hause: 	§ 12 (1) 510 525 

2. Weiterführende allgemeinbildende Schu- auswärtige 
len, Berufsfachschulen, Fach- und Fach- Unterbringung: 	§ 12 (2) 1 510 525 
oberschulen (ohne abgeschlossene Berufs- 
ausbildung) 

3. Fachoberschulen (mit abgeschlossener Be- auswärtige 
rufsausbildung), Abendhauptschulen, Be- Unterbringung: 	§ 12 (2) 2 620 640 
rufsaufbauschulen, Abendrealschulen 

4. Fachschulen (mit abgeschlossener Berufs- zu Hause: 
ausbildung), Abendgymnasien, Kollegs Grundbetrag 	§ 13 (1) 1 460 475 

für Unterkunft 	§ 13 (2) 1 60 60 

auswärtige 
Unterbringung: 
Grundbetrag 	§ 13 (1) 1 460 475 
für Unterkunft 	§ 13 (2) 2 190 195 

5. Höhere Fachschulen, Akademien, Kunst- zu Hause: 
hochschulen, Hochschulen Grundbetrag 	§ 13 (1) 2 500 515 

für Unterkunft 	§ 13 (2) 1 60 60 

auswärtige 
Unterbringung: 
Grundbetrag 	§ 13 (1) 2 500 515 
für Unterkunft 	§ 13 (2) 2 190 195 

2. Ein weiteres Ziel der Bundesregierung ist es, 
das Studium im außereuropäischen Ausland 
und die Auslandspraktika verstärkt zu fördern. 
Auf diese Weise soll sichergestellt werden, daß 
Beziehungen zu außereuropäischen Ländern 
auf technologischem, wirtschaftlichem oder kul-
turellem Gebiet angeknüpft oder weiterentwik-
kelt werden können. 

2.1 Der Entwurf sieht deshalb vor, künftig allen Ge-
förderten für ein Studium im außereuropäi-
schen Ausland — ebenso wie bereits jetzt für 
ein Studium in Europa — über den Inlandsbe-
darfssatz hinaus Reisekosten, Auslandszu-
schläge und Studiengebühren zu gewähren (Än-
derung von § 5 Abs. 2 und 3 mit Folgeänderun-
gen in §§ 12 Abs. 4, 13 Abs. 4, 16, 23 Abs. 5, 49 
Abs. 1 Nr. 2 bzw. Anpassung einer Reihe ande-
rer Vorschriften). Die Zuschlagsverordnung 
wird entsprechend geändert. Dabei soll für die 
Erstattung von Studiengebühren ein Regulativ 
festgesetzt werden. 

2.2 Auch die Auslandspraktika sollen erweitert ge-
fördert werden (§ 5 Abs. 5 mit Folgeänderungen 
in §§ 14, 49 Abs. 1 a). Eine Begrenzung auf Fälle 
der Hochschulkooperation hat sich angesichts 
der zunehmenden Bedeutung des Auslands-
praktikums als zu eng erwiesen. 

2.3 Der Länderanteil an den Kosten der Auslands-
förderung soll in anderer Weise als bisher auf-
gebracht werden, vgl. § 56 Abs. 4. 

3. Beim Darlehenseinzug erfolgen Verbesserun-
gen im Verfahren bei der Einkommensfeststel-
lung nach § 18a und durch Erleichterungen bei 
der Gewährung des Kinderteilerlasses nach 
§ 18b Abs. 2 sowie durch eine Klarstellung in 
§ 21 Abs. 1 Satz 4. 

3.1 Durch das Streichen der kausalen Verknüpfung 
zwischen der Kinderbetreuung und der Er-
werbslosigkeit (oder unwesentlichen Erwerbstä-
tigkeit) hängt der Darlehenserlaß nach § 18 b 
Abs. 2 (sog. Kinderteilerlaß) künftig nur noch 
von objektiven Merkmalen ab. Beim Darlehens-
einzug hat es sich als schwierig erwiesen festzu-
stellen, ob der Darlehensnehmer nicht erwerbs-
tätig ist, weil er das Kind betreut, oder er das 
Kind (nur deshalb) betreut, weil er erwerbslos 
ist. Bei der Antragstellung kann im allgemeinen 
objektiv nur die Erwerbslosigkeit belegt wer-
den. Das genügt aber nicht. Die Gründe (innere 
und äußere), die dazu geführt haben, sind ge-
wöhnlich nicht belegbar. Das führt insbeson-
dere bei Überlagerung mehrerer Gründe zu Un-
billigkeiten, denn die Vergünstigung nach § 18 b 
Abs. 2 ist bisher daran gebunden, daß der Darle- 
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Anhebung der Freibeträge vom Einkommen 

derzeitige 
Freibeträge 

DM 

Anhebung 
1. Juli 1986 

DM 

Anhebung 
1. Juli 1987 

DM 

1. Grundfreibetrag vom Elterneinkommen (nicht geschie- 
den, nicht dauernd getrennt lebend) § 25 (1) 1 1 540 1 570 1 600 

2. Grundfreibetrag für andere alleinstehende Elternteile § 
25 (1) 2 1 050 1 075 1 100 

3. Freibetrag für Kinder/Ehegatten in der Ausbildung § 25 
(3) 1 85 85 90 

4. Freibetrag für Kinder unter 15 Jahren § 25 (3) 2 a 360 370 380 

5. Freibetrag für Kinder über 15 Jahren § 25 (3) 2 b 470 485 500 
— Anhebung der Höchstbeträge in § 25 Abs. 4 Nr. 2 50/120/180 60/140/210 — 

6. Freibetrag vom Einkommen des Auszubildenden im/in 
der 
— Gymnasium, Berufsfachschule usw. § 23 (1) 1 a 130 135 135 
— Fachoberschule, Abendhauptschule usw. § 23 (1) 1 b 190 195 200 
— Hochschule, Abendgymnasium, Fachschule 

§ 23 (1) 1 c 260 265 270 

7. Freibetrag für den Ehegatten des Auszubildenden (nicht 
dauernd getrennt lebend) § 23 (1) 2 450 460 470 

8. Freibetrag bei verheirateten Auszubildenden mit minde- 
stens 1 Kind unter 10 Jahren, das sich im Haushalt 
befindet § 23 (1) Satz 2 660 675 690 

9. Freibetrag für jedes Kind des Auszubildenden 
§ 23 (1) 3 360 370 380 

10. Freibetrag von der Waisenrente § 23 (4) 130 130 135 

hensnehmer erwerbslos ist, weil er ein Kind be-
treut. Deshalb mußten Anträge auf Kinderteil-
erlaß in Zweifelsfällen abgelehnt werden. So 
konnte z. B. eine als arbeitslos gemeldete Lehre-
rin mit einem Kind, die sich zur Wahrung der 
Möglichkeit, in einigen Jahren eingestellt zu 
werden, in eine Warteliste eintragen läßt, bisher 
den Kinderteilerlaß nicht erhalten. 

Nunmehr soll Kinderteilerlaß gewährt werden, 
sofern der Darlehensnehmer die objektiven 
Merkmale — geringes Einkommen, Kinderer-
ziehung bzw. -betreuung und Nichterwerbstätig-
keit (oder unwesentliche Erwerbstätigkeit) — 
erfüllt. Damit wird diese Regelung der Vor-
schrift in § 1 des Entwurfs eines Gesetzes über 
die Gewährung von Erziehungsgeld und Erzie-
hungsurlaub (BT-Drucksache 10/3792) nachge-
bildet. 

3.2 Ferner wird klargestellt, inwiefern der in § 21 
festgelegte Einkommensbegriff für die Ermitt-
lung des Einkommens des Darlehensnehmers 
gilt (§ 21 Abs. 1 Satz 4). 

3.3 Außerdem wird die Einkommensermittlung 
nach § 18a vereinfacht, indem eine Einkom

-

mensprognose für jeweils ein Jahr gestellt und 
nur dann korrigiert wird, wenn sich die maßgeb-
lichen Verhältnisse während des Freistellungs-
zeitraumes ändern. Diese Änderung der Verfah-
rensvorschrift dient der Verwaltungsvereinfa-
chung; sie ist notwendig geworden, weil nach 
der Rechtsprechung das Einkommen des Darle-
hensnehmers, der seine Freistellung von der 
Rückzahlungsverpflichtung beantragt hat, für 
jeden einzelnen Monat festgestellt werden muß. 
Das ist im Rahmen eines Massenverfahrens wie 
dem Darlehenseinzug, das notwendigerweise 
auf Pauschalierung abstellen muß, zu verwal-
tungsaufwendig. Durch die beabsichtigte Neu-
fassung wird ein pauschalierendes Verfahren 
rechtlich abgesichert. 

4. Zu den besonderen hochschulpolitischen Anlie-
gen der Bundesregierung gehört das Postgradu-
iertenstudium. Das gegenwärtige Hochschulstu-
dium in der Bundesrepublik Deutschland sieht 
keine Gliederung der Ausbildung vor, wie sie 
sich in vergleichbaren anderen Ländern be-
währt hat. Das Studium wird hier vor allem in 
einem Zug absolviert. Wie die Bundesregierung 
in ihrem Bericht „Hochschulpolitische Zielset- 
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zungen der Bundesregierung und Förderung 
der Drittmittelforschung" vom 4. September 
1985 (BT-Drucksache 10/3782, S. 15) festgestellt 
hat, müssen systematische Angebote an Post-
graduiertenstudien verstärkt entwickelt und er-
probt werden. Eine solche Differenzierung soll 
es ermöglichen, besonders qualifizierte Studen-
ten besser auszubilden als bisher. Sie soll auch 
dazu beitragen, die Fachstudiendauer in der 
Erstausbildung zu senken. 

Die Bundesregierung sieht das Erfordernis, ei-
nem geänderten Studienangebot im Recht der 
Ausbildungsförderung Rechnung zu tragen. Sie 
wird das Problem in der nächsten Legislaturpe-
riode aufgreifen und sich auf der Grundlage der 
dann vorliegenden Erfahrungen der Länder um 
eine Regelung bemühen. 

5. Schließlich berücksichtigt der Entwurf eine 
Reihe von Erfahrungen aus dem Gesetzesvoll-
zug. 

6. Auswirkungen auf das Preisniveau 

Die Anpassung beschränkt sich darauf, die Aus-
bildungsförderung auf dem jetzigen Niveau zu 
stabilisieren. Auswirkungen auf Einzelpreise 
und das Preisniveau, insbesondere das Verbrau-
cherpreisniveau, sind weder aufgrund der An-
passung noch aufgrund der verbesserten Aus-
landsförderung (die lediglich zur Deckung von 
Fahrt- und Ausbildungskosten im Ausland 
führt) aus diesem Änderungsgesetz zu erwar-
ten. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 Buchstaben a und b 

Durch Streichung der Wörter „in Europa" in § 5 
Abs. 2 entfällt die bisherige Unterscheidung zwi-
schen einem Auslandsstudium innerhalb und au-
ßerhalb Europas; vgl. dazu auch Nr. 2 des Allgemei-
nen Teils der Begründung. Auf § 5 Abs. 3 wird ver-
zichtet, weil diese Bestimmung mit ihrer Aufgliede-
rung in Nummern 1 bis 3 bisher Anknüpfungspunkt 
für die unterschiedliche finanzielle Förderung des 
Studiums außerhalb Europas war. 

Zu Nummer 1 Buchstabe c 

Folgeänderung zu Nr. 1 Buchstaben a und b 

Zu Nummer 1 Buchstabe d 

Entsprechend ihrer zunehmenden Bedeutung sol-
len Auslandspraktika über die Fälle hinaus geför-
dert werden, in denen eine Kooperation zwischen 
einer deutschen und einer ausländischen Hoch-
schule besteht. Die Hochschulen müssen sicherstel-
len, daß die fachpraktische Ausbildung im Ausland 
den Anforderungen der Prüfungsordnung an die 
Praktikantenstelle entspricht. 

Zu Nummer 2 Buchstabe a 

Unter den in § 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 aufgeführten 
Ausnahmetatbeständen fehlten bisher das Beste-
hen einer Nichtschülerprüfung und einer Zugangs-
prüfung zu einer Hochschule. Durch diese Prüfun-
gen soll der Zugang zu einer weiteren Ausbildung 
im Sinne von § 7 Abs. 2 in gleicher Weise eröffnet 
werden, wie durch den Besuch der in der Vorschrift 
genannten Ausbildungsstätten des Zweiten Bil-
dungsweges. Damit wird die Vorschrift dem — im 
übrigen vergleichbaren — Ausnahmekatalog in § 10 
Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 angepaßt. Dies ist im Interesse 
eines ordnungsgemäßen Gesetzesvollzuges gebo-
ten. 

Zu Nummer 2 Buchstabe b 

Bisher ist nur in Tz 7.2.18 BAföGVwV geregelt, daß 
der Besuch einer Fachschulklasse, deren Besuch 
eine abgeschlossene Berufsausbildung nicht vor-
aussetzt, dem Besuch einer zumindest dreijährigen 
Ausbildung an einer Berufsfachschule gleichsteht. 
Nach Rechtsauffassung einiger Länder soll die Re-
gelung in das Gesetz aufgenommen werden. 

Zu Nummer 3 Buchstabe b 

Folgeänderung zu Nummer 1; vgl. auch Nummer 2 
des Allgemeinen Teils der Begründung. 

Zu Nummer 4 Buchstabe a 

Den erhöhten Kosten für das Wohnen soll durch die 
gleichzeitige Anhebung des Höchstbetrages nach 
§ 9 Abs. 1 HärteV Rechnung getragen werden. Der 
Höchstbetrag nach § 9 Abs. 1 HärteV beträgt seit 
1980 unverändert 60 DM, obwohl die Mieten inzwi-
schen beträchtlich gestiegen sind. Die beabsichtigte 
Anhebung auf 75 DM würde der allgemeinen Miet-
steigerung von 1980 bis 1985 entsprechen (Statisti-
sches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutsch-
land, Nr. 22.13.1); vgl. auch Nummer 1 des Allgemei-
nen Teils der Begründung 

Zu Nummer 4 Buchstabe b Doppelbuchstaben aa 
und bb 

Folgeänderung zu Nummer 1; vgl. auch Nummer 2 
des Allgemeinen Teils der Begründung. 

Zu Nummer 5 

Durch die Ergänzung wird klargestellt, daß bei ei-
nem Praktikum im Ausland Leistungen nach der 
Zuschlagsverordnung gewährt werden. 

Zu Nummer 6 

Anpassung an die Änderung unter Nummer 1. 

Zu Nummer 7 

Die Vorschrift wird sprachlich an die Änderung des 
§ 5 durch Nummer 1 angepaßt; an der Dauer der 
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Auslandsförderung ändert sich nichts. Wie bisher 
wird ein Auslandsstudium grundsätzlich für die 
Dauer eines Jahres gefördert (Absatz 1). — In Fäl-
len besonderer Bedeutung kann die Förderung —
ebenfalls unverändert — um ein weiteres Jahr ver-
längert werden (Absatz 2). — In Absatz 3 wird gere-
gelt, daß ein Auslandsstudium in den Fällen des § 5 
Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 2 grundsätzlich ohne die zeitli-
che Begrenzung in den Absätzen 1 und 2 gefördert 
wird. Absatz 3 Satz 2 enthält davon eine Ausnahme: 
Studenten, die in Deutschland keine Zulassung er-
halten haben, weil in der gewünschten Fachrich-
tung ein zentrales Auswahlverfahren durchgeführt 
wird (sog. NC-Fächer) sollen — wie bisher — grund-
sätzlich nur für ein Studium in Europa Ausbil-
dungsförderung erhalten. Sie können aber — wie 
andere Studenten auch — bis zu einem Jahr außer-
halb Europas gefördert werden, vgl. § 16. 

Zu Nummer 8 

a) Die für die einkommensabhängige Darlehens-
rückzahlung geltenden Freibeträge in § 18 a 
Abs. 1 sollen im selben Umfang wie die entspre-
chenden im Vergabeverfahren geltenden Frei-
beträge (vgl. Nummer 15 Buchstabe a — 2. Spie-
gelstrich und Nummer 15 Buchstabe b) angeho-
ben werden. 

b) Es ist erforderlich, einen Satz 4 einzufügen, weil 
der Kinderbegriff hier definiert werden muß. Im 
BAföG wird zur Bestimmung der Personen, die 
als Kinder des Berechtigten gelten, auf das Bun-
deskindergeldgesetz verwiesen. Diese Hinweise 
beziehen sich bisher entweder auf § 2 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 bis 4 oder auf § 2 Abs. 1 Satz 1 
BKGG. Letzterer ist weiter, weil er die in Satz 1 
Nr. 1 bis 7 aufgeführten Personen umfaßt. Ent-
sprechend der Änderung des Bundeskindergeld-
gesetzes durch das Gesetz zur Anpassung recht-
licher Vorschriften an das Adoptionsgesetz 
(Adoptionsanpassungsgesetz — AdAnpG) vom 
24. Juni 1985, BGBl. I S. 1144, wird der bisherige 
Hinweis im BAföG auf § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 
BKGG durch die Wörter „seine Kinder" und der 
Hinweis auf § 2 Abs. 1 Satz 1 BKGG durch die 
Formulierung „seine Kinder und die ihnen durch 
§ 2 Abs. 1 des Bundeskindergeldgesetzes Gleich-
gestellten" ersetzt. Diese Änderung hat neben 
der klarstellenden Einfügung in § 18 a Abs. 1 eine 
Anpassung der § 18 b Abs. 2, § 22 Abs. 3, § 23 
Abs. 2, § 25 Abs. 5 und § 29 Abs. 2 BAföG zur 
Folge. 

c) Die Neufassung der Absätze 2 bis 4 trägt — auf 
dem Hintergrund erheblich gestiegener Fallzah-
len beim BVA — den Erfordernissen der Verwal-
tungsvereinfachung bei der Entscheidung über 
die Freistellung von der Rückzahlungsverpflich-
tung und der dabei anzustellenden Ermittlung 
des Einkommens des Darlehensnehmers Rech-
nung. In der Rechtsprechung wird die Auffas-
sung vertreten, das Einkommen des Darlehens-
nehmers sei für jeden Kalendermonat bzw. jedes 
Kalendervierteljahr im einzelnen zu ermitteln. 
Diese Auslegung erschwert den Verwaltungs-
vollzug und begünstigt in unvertretbarer Weise 

die Darlehensnehmer, deren Einkommen stark 
schwankt. Sie bewirkt, daß die Darlehensrück-
zahlung auch für denjenigen zeitweise hinausge-
schoben wird, der ein hohes Jahreseinkommen 
hat, dieses aber in wenigen Monaten erzielt. Das 
bereits der bisherigen Verwaltungspraxis ent-
sprechende Erfordernis der Antragstellung wird 
in den Gesetzeswortlaut aufgenommen (Absatz 1 
Satz 1). Der Zeitpunkt der Antragstellung ist für 
den Beginn der Freistellung maßgeblich. 

Die Ermittlung des Einkommens in jedem ein-
zelnen Kalendermonat bzw. Kalendervierteljahr 
wird — wie im Regelfall bei der Ermittlung des 
Einkommens der Eltern und des Ehegatten nach 
§ 24 Abs. 3 und 4 — durch eine Einkommenspro-
gnose für jeweils ein Jahr ersetzt (Absatz 2 
Satz 1). Damit wird der bereits nach § 5 Abs. 3 
DarlehensV auf ein Jahr festgelegte Regelzeit-
raum für die Freistellung in das Gesetz über-
nommen. Das im Antragsmonat erzielte Einkom-
men des Darlehensnehmers gilt als das in allen 
Monaten des Freistellungszeitraums erzielte 
Einkommen, es sei denn, diese Vermutung wird 
durch eine für die Freistellung maßgebliche Än-
derung der Einkommensverhältnisse des Darle-
hensnehmers während des Freistellungszeitrau-
mes widerlegt. Entsprechendes gilt für die nach 
Absatz 1 Satz 2 maßgeblichen Familienverhält-
nisse des Darlehensnehmers. Im Regelfall be-
darf die Freistellungsentscheidung daher keiner 
Korrektur. 

Teilt der Darlehensnehmer dem BVA pflichtge-
mäß (§ 60 Abs. 1 Nr. 1 SGB I) mit, daß sich ein für 
die Freistellung maßgeblicher Umstand geän-
dert hat, wird der Bescheid nach Absatz 3 geän-
dert; Änderungen, die den Umfang der Freistel-
lung erweitern, sind — wie die Geltendmachung 
der Freistellungsvoraussetzungen nach Absatz 2 
Satz 3 — glaubhaft zu machen. Die Änderung 
steht unter dem Vorbehalt der abschließenden 
Feststellung der Einkommensverhältnisse und 
der nach Absatz 1 Satz 2 maßgeblichen Famili-
enverhältnisse des Darlehensnehmers während 
des Freistellungszeitraums. Die abschließende 
Entscheidung, in der alle maßgeblichen Verhält-
nisse berücksichtigt sind, wird nach Absatz 4 
Satz 1 erst getroffen, wenn sich das Einkommen 
endgültig feststellen läßt. Soweit die endgültige 
Feststellung ergibt, daß der Darlehensnehmer in 
zu weitgehendem Umfang freigestellt wurde, 
wird die Verpflichtung zur Rückzahlung wieder-
hergestellt. Der nachzuzahlende Betrag ist bei 
Wirksamwerden der abschließenden Entschei-
dung fällig. Wurde der Darlehensnehmer in zu 
geringem Umfang freigestellt, wird der entspre-
chende Betrag mit den ersten nach Ergehen der 
Entscheidung nach Absatz 4 fällig werdenden 
Rückzahlungsraten verrechnet. 

Bei der endgültigen Feststellung ist das Einkom-
men — in Anlehnung an die Regelung in § 24 
Abs. 4 Satz 2 — aus dem während des Freistel-
lungszeitraumes erzielten Einkommen zu ermit-
teln und zu verteilen. Ebenso wie den Eltern der 
Auszubildenden bei der Anrechnung ihrer Ein-
kommen im Vergabeverfahren, ist auch rückzah- 
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lungspflichtigen Darlehensnehmern ein pau-
schalierendes Berechnungsverfahren zuzumu-
ten. 
Absatz 4 Satz 3 stellt für den Regelfall, in dem 
der Freistellungszeitraum das Ende eines Kalen-
derjahres überschreitet, für die einzelnen Teil-
zeiträume auf das jeweilige Kalenderjahresein-
kommen ab. Hierdurch wird — unabhängig von 
der Art der Einkommenserzielung — eine mög-
lichst gleichmäßige Einkommensanrechnung er-
reicht. 
Die Berechnung erfolgt in folgenden Schritten: 
Die Kalenderjahreseinkommen werden ermit-
telt. Jedes Jahreseinkommen wird durch zwölf 
geteilt und mit der Zahl der auf das jeweilige 
Kalenderjahr entfallenden Monate multipliziert. 
Die so ermittelten Jahresteilbeträge werden ad-
diert. Die Summe wird durch zwölf geteilt. 

Zu Nummer 9 

Im § 18 b Abs. 2 wird das Wort „wegen" gestrichen, 
im übrigen wird der Wortlaut dieser Streichung 
sprachlich angepaßt, vgl. 3.1 des Allgemeinen Teils 
der Begründung. Die Vorschrift stellt nunmehr aus-
schließlich auf objektive Merkmale ab. Vgl. weiter 
zu Nr. 8 b. 

Zu Nummer 10 Buchstabe a 

Die Erweiterung des Vorbehalts in Satz 1 um die 
Sätze 3 und 4 dient der Klarstellung. Sie ist erfor-
derlich, weil sich aus dem Wortlaut des Absatzes 1 
in seiner geltenden Fassung nicht ergibt, daß auch 
durch die Sätze 3 und 4 — neben den Absätzen 3 
und 4 — der im Gesetz dem Grundsatz nach über-
nommene steuerrechtliche Einkommensbegriff mo-
difiziert wird. 

Zu Nummer 10 Buchstabe b 

Durch die in Satz 4 vorgesehene Formulierung soll 
— in Bestätigung der Vollzugspraxis — klargestellt 
werden, daß die Absetzung für Abnutzung nach § 7 b 
des Einkommensteuergesetzes für ein selbstgenutz-
tes Einfamilienhaus oder eine selbstgenutzte Eigen-
tumswohnung (§ 21 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2) vom Ein-
kommen des rückzahlungspflichtigen Darlehens-
nehmers und dessen Ehegatten nicht abgezogen 
werden kann. Die Absetzungsmöglichkeit dient im 
Vergabeverfahren einer möglichst wirklichkeitsna-
hen Ermittlung der von Unterhaltsverpflichteten 
erwarteten Unterhaltsleistungen und berücksich-
tigt die Entscheidungsfreiheit der Eltern des Auszu-
bildenden, in welcher Weise sie ihre Unterhalts-
pflicht erfüllen wollen. Im Rückzahlungsverfahren 
gilt dagegen der Grundsatz, daß der Darlehensneh-
mer weitere Verpflichtungen — wie etwa die Til-
gung von Darlehen, die zum Erwerb von Haus- oder 
Wohneigentum aufgenommen werden — nicht zu 
Lasten seiner bestehenden Rückzahlungsverpflich-
tung nach dem BAföG 'eingehen kann. 

Zu Nummer 11 Buchstabe a 

Von der Summe der positiven Einkünfte sind — 
dem Sinn der Regelung in § 21 entsprechend — 
nicht nur die in Absatz 1 Nr. 1 und 2 ausdrücklich 
genannten Beträge, sondern auch die Einnahmen 
nach Absatz 4 Nr. 4 abzuziehen. Danach werden die 
Abzüge nach Absatz 1 Nr. 4 ermittelt. Die Änderung 
dient der Klarstellung. 

Zu Nummer 12 

Anpassung der Vorschrift an die Änderungen des 
Bundeskindergeldgesetzes durch das Adoptionsan-
passungsgesetz; vgl. zu Nummer 8 b). 

Zu Nummer 13 Buchstabe b 

Vgl. zu Nummer 8 b). 

Zu Nummer 13 Buchstabe c 

Mit der verbesserten finanziellen Förderung eines 
Studiums im außereuropäischen Ausland, die allen 
Geförderten zugute kommt, ist das Bedarfsdek-
kungsprinzip wiederhergestellt. Das rechtfertigt es, 
auf die Ausnahmeregelung in § 23 Abs. 5 zu verzich-
ten und Einkommen der Auszubildenden im übli-
chen Rahmen anzurechnen. 

Zu Nummer 14 Buchstaben a und b 

Der bisherige Wortlaut der Vorschrift, nach dem 
generell auf das Vorliegen des Steuerbescheides ab-
gestellt wird, hat in der Rechtsprechung zu Ausein-
andersetzungen darüber geführt, ob es genügt, daß 
der Steuerbescheid den Eltern des Auszubildenden 
zugegangen ist oder ob er dem Amt für Ausbil-
dungsförderung vorliegen muß. Nunmehr wird klar-
gestellt, daß es darauf ankommt, daß der Steuerbe-
scheid dem Amt vorliegt. Kommt der Auszubil-
dende seinen Mitwirkungspflichten nach §§ 60 ff. 
SGB I nicht nach, so geht das zu seinen Lasten. 

Zu Nummer 15 Buchstaben a bis c 

Die Summe des Grundfreibetrags für den Eltern-
teil, dessen Ehegatte nicht in Eltern-Kind-Bezie-
hung zum Auszubildenden steht (§ 25 Abs. 1 Nr. 2 
BAföG), und des Freibetrags für diesen Ehegatten 
(Stiefmutter oder Stiefvater, § 25 Abs. 3 Nr. 2 
BAföG) soll in zwei Stufen dem Freibetrag für das 
Elternpaar (§ 25 Abs. 1 Nr. 1 BAföG) wieder ange-
paßt werden. Diese Maßnahme ist aus gesetzessy-
stematischen Gründen erforderlich. Die Lebenshal-
tungskosten des alleinstehenden Elternteils und 
dessen Ehepartners sind insgesamt nicht geringer 
als die der Eltern des Auszubildenden. Eine leicht 
überproportionale Anhebung der beiden erstge-
nannten Freibeträge ist deshalb notwendig. 

Zu Nummer 15 Buchstabe d 

Vgl. zu Nummer 8 b). 
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Zu Nummer 16 

Vgl. zu Nummer 8 b). 

Zu Nummer 17 

Mit dem Grundsatz der Subsidiarität (§§ 1, 11 
Abs. 2) ist es nicht vereinbar, aus staatlichen Sozial-
leistungsmitteln Vorausleistung zu gewähren, wenn 
der Ehegatte des Auszubildenden, der nach dem 
Bürgerlichen Recht unterhaltsverpflichtet ist, über 
anzurechnendes Einkommen verfügt. Dieser 
Grundsatz ist bereits in Tz. 36.1.5 der Verwaltungs-
vorschrift (BAföGVwV 1982) formuliert. Um den 
verfassungsrechtlichen Erfordernissen des Geset-
zesvorbehalts Rechnung zu tragen, soll der Inhalt 
dieser Bestimmung in das Gesetz übernommen 
werden. 

Zu Nummer 18 

Anpassung an die Änderung unter Nummer 1. 

Zu Nummer 19 

Anpassung an die Änderung unter Nummer 1. 

Zu Nummer 20 

Anpassung an die Änderung unter Nummer 1. 

Zu Nummer 21 

Anpassung an die Änderung unter Nummer 1. 

Zu Nummer 22 

Anpassung an die Änderung unter Nummer 1. 

Zu Nummer 23 Buchstabe a 

Anpassung an die Änderung unter Nummer 1. 

Zu Nummer 23 Buchstabe b 

Die Bescheinigung darüber, daß die fachpraktische 
Ausbildung im Ausland den Anforderungen der 
Prüfungsordnung an die Praktikantenstelle genügt, 
ist entweder von der im Geltungsbereich dieses Ge-
setzes gelegenen Hochschule seiner Wahl oder von 
der zuständigen Prüfungsstelle auszustellen. 

Zu Nummer 25 

Ändert sich ein für die Leistung von Ausbildungs-
förderung maßgeblicher Umstand im Laufe des Be-
willigungszeitraums, so wird der Bescheid nach § 53 
geändert mit der Folge, daß eventuell zuviel gelei-
stete Förderungsbeträge nach § 50 des Zehnten 
Buches Sozialgesetzbuch zurückgefordert werden. 
§ 53 BAföG enthält insoweit den gleichen Tatbe-
stand wie § 48 des Zehnten Buches Sozialgesetz- 

buch, der daran jedoch unterschiedliche Rechtsfol-
gen knüpft: Eine Aufhebung vom Zeitpunkt der Än-
derung an kommt zuungunsten des Auszubildenden 
nur in Betracht, wenn auch Vorsatz oder zumindest 
grobe Fahrlässigkeit des Betroffenen vorliegen. Bei 
der Schaffung des Sozialgesetzbuches ist das 
Zehnte Buch Sozialgesetzbuch in der Weise vom 
BAföG abgegrenzt worden, daß § 53 BAföG als lex 
specialis gegenüber § 48 Abs. 1 des Zehnten Buches 
Sozialgesetzbuch erhalten blieb [vgl. Begründung 
zum Entwurf eines Sozialgesetzbuches (SGB) — 
Verwaltungsverfahren — zu § 46 (E), BT-Druck-
sache 8/2034,  5. 36].  Einige Oberverwaltungsge-
richte haben bei der Prüfung, ob Bewilligungsbe-
scheide nach § 53 BAföG aufzuheben sind, auch die 
Verschuldenstatbestände gemäß § 48 Abs. 1 des 
Zehnten Buches Sozialgesetzbuch geprüft. Eine zu-
sätzliche gesetzliche Klarstellung des vom Gesetz-
geber Gewollten ist deshalb geboten. Ansprüche auf 
Rückforderung von Ausbildungsförderung richten 
sich ausschließlich nach § 50 des Zehnten Buches 
Sozialgesetzbuch. 

Zu Nummer 26 

Gegenwärtig sind die Länder Bremen und Ham-
burg für die Bewilligung der Förderung des Studi-
ums im außereuropäischen Ausland zuständig und 
haben auch den Länderanteil am Finanzaufwand 
(35 v. H.) dafür aufzubringen. Da sie nach eigenen 
Angaben allein nicht in der Lage sind, die zu erwar-
tenden Mehrkosten zu tragen, soll nunmehr der 
Länderanteil an den Kosten für die Förderung der 
Ausbildung im Ausland nach § 5 Abs. 2 und 5 zwi-
schen den Ländern ausgeglichen werden. 

Zu Nummer 27 

Ausbildungshilfen nach dem Lastenausgleichsge-
setz werden nicht mehr gewährt. 

Zu Nummer 28 

Von den Teilnehmern am Fernunterricht sollen nur 
diejenigen gefördert werden, die nicht bei ihren El-
tern wohnen; außerdem darf von der Wohnung der 
Eltern aus eine entsprechende zumutbare Ausbil-
dungsstätte nicht erreichbar sein. 

Zu Artikel 2 

Wie bei allen Anpassungen seit dem 3. Bericht nach 
§ 35 BAföG von 1978 ist auch diesmal eine Zwi-
schenanpassung bei den Freibeträgen zum Herbst 
1987 um 2 v. H. vorgesehen, um den realen Wert der 
Förderungsleistungen zu sichern. Auch die Sozial-
pauschalen werden zu diesem Zeitpunkt an die Ent-
wicklung der Beitragsbemessungsgrenzen ange-
paßt. 

Zu Artikel 3 

Artikel 3 enthält die übliche Berlin-Klausel. 
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C. Finanzielle Auswirkungen 

Der Finanzaufwand des Bundes für die Leistungen 
nach dem BAföG auf der Grundlage der vorgesehe

-

nen Anpassung der Bedarfssätze und Freibeträge 
sowie eines Vomhundertsatzes und der Höchstbe-
träge nach § 21 Abs. 2 und der verbesserten Förde-
rung im übrigen wurde in folgender Höhe ermit-
telt: 

1986 1987 1988 1989 

Finanzaufwand des Bundes für BAföG 
(in Mio. DM) 

ohne Änderung 	  1 530 1 470 1 390 1 300 
mit Mehrkosten durch dieses Gesetz 1 ) 	  1 550 1 565 1 565 1 585 
Haushalt 1986 und Finanzplan 	 1 570 1 580 1 580 1 600 

1 ) Hinzuzurechnen sind die Mehrkosten durch die gleichzeitige Änderung des § 9 Abs. 1 der Verordnung über Zusatzlei-
stungen in Härtefällen nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (HärteV) in Höhe von 5 Mio. DM 1986 und 
jeweils 15 Mio. DM in den Jahren 1987 bis 1989. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

1. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 7) 

Der Bundesrat sieht — wie die Bundesregierung 
— das Erfordernis, geeignete Aufbaustudien-
gänge in die Förderung nach dem BAföG einzu-
beziehen. Die bestehende Regelung gemäß § 7 
Abs. 2 Nr. 1 BAföG, die auf die Identität des Wis-
senssachgebietes von Erst- und Aufbaustudium 
abhebt, trägt diesem Bedürfnis nicht hinreichend 
Rechnung. Notwendig ist vielmehr eine Förde-
rung auch solcher Aufbaustudiengänge, die 

— entweder das Erststudium auf einem wesent

-

lichen Teilgebiet vertiefen und weiterführen 

— oder in anderer Weise eine für das ange-
strebte Berufsziel in besonderem Maße sinn-
volle Ergänzung oder Vertiefung des Erststu-
diums darstellen. 

Da derartige arbeitsmarktpolitisch sinnvolle und 
zukunftsträchtige Aufbau-, Ergänzungs- und Zu-
satzstudiengänge in den Ländern bereits angebo-
ten werden, erscheint es unzweckmäßig, mit ei-
ner entsprechenden förderungsrechtlichen Rege-
lung bis zur nächsten Legislaturperiode zuzuwar-
ten. 

Die Förderung sollte zeitlich auf höchstens zwei 
Jahre im einzelnen Falle begrenzt sein. Die Ko-
stenfolgen können — etwa durch enumerative 
Aufnahme der förderungsfähigen Studiengänge 
in eine Rechtsverordnung — unter Kontrolle ge-
halten werden. 

Die Bundesregierung wird daher gebeten zu prü-
fen, in welcher Weise eine solche Regelung, die 
dem Grundsatz der Kostenneutralität Rechnung 
tragen muß, im laufenden Gesetzgebungsverfah-
ren verwirklicht werden kann. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 2 a — neu — (§ 8) und Artikel 4 

Nach Artikel 1 Nr. 2 ist folgende Nummer 2 a ein-
zufügen: 

,2 a. § 8 Abs. 2 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. zumindest ein Elternteil während der 
letzten sechs Jahre vor Beginn des förde-
rungsfähigen Teils des Ausbildungsab-
schnitts sich insgesamt drei Jahre im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes aufge-
halten hat und rechtmäßig erwerbstätig 
gewesen ist, im übrigen von dem Zeit-
punkt an, in dem im weiteren Verlauf des 
Ausbildungsabschnitts diese Vorausset-
zungen vorgelegen haben. Die Vorausset-
zungen gelten auch für einen weiteren 
Ausbildungsabschnitt als erfüllt, wenn 

der Auszubildende in dem vorhergehen-
den Ausbildungsabschnitt die Zugangs-
voraussetzungen erworben hat und da-
nach unverzüglich den Ausbildungsab-
schnitt beginnt. Von dem Erfordernis der 
Erwerbstätigkeit des Elternteils kann ab-
gesehen werden, wenn sie aus einem von 
ihm nicht zu vertretenden Grunde nicht 
ausgeübt wird." 

Als Folge ist in Artikel 4 Abs. 1 Nr. 1 nach dem 
Zitat „Artikel 1 Nr. 2" das Zitat „, Nr. 2 a" einzufü-
gen. 

Begründung 

Nach geltendem Recht können ausländische 
Schüler und Studenten, denen in Einzelfällen 
eine Rückkehr in ihr Heimatland zusammen mit 
ihren Eltern nicht zugemutet wird, nach erfolgter 
Rückkehr ihrer Eltern wohl noch für die Dauer 
des bereits begonnenen Ausbildungsabschnitts 
gefördert werden. Für einen daran anschließen-
den Ausbildungsabschnitt kann jedoch Förde-
rung nicht mehr geleistet werden. Dadurch ent-
stehen Härten insbesondere für Ausländer der 
zweiten Generation, die in der Bundesrepublik 
aufgewachsen und in das Bildungssystem inte-
griert sind. 

Die Fraktionen der CDU/CSU und FDP hatten in 
ihrem Entwurf eines Siebenten Gesetzes zur Än-
derung des Arbeitsförderungsgesetzes (BT-
Drucksache 10/3923) für die ähnlich gelagerte 
Problematik des § 40 Abs. 2 Nr. 5 Buchstabe b 
AFG einen Lösungsvorschlag dahin gehend ge-
macht, daß andere Ausländer in Zukunft einen 
Anspruch nach § 40 AFG haben sollen, wenn zu-
mindest ein Elternteil während der letzten sechs 
Jahre vor Beginn der förderungsfähigen Ausbil-
dung sich insgesamt drei Jahre im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes aufgehalten hat und recht-
mäßig erwerbstätig gewesen ist. Die neue Rege-
lung soll verhindern, daß ausländische Arbeit-
nehmer ihre Rückkehr verschieben, um ihren 
Kindern in der Bundesrepublik Deutschland eine 
von der Bundesanstalt für Arbeit geförderte Be-
rufsvorbereitung oder Berufsausbildung zu er-
möglichen. Die Dauer der Rahmenfrist von sechs 
Jahren soll sicherstellen, daß Härtefälle aus der 
Zeit der Rückkehrerwelle der Jahre 1983/84 in 
die Förderung einbezogen sind. Dieser Lösungs-
vorschlag ist inzwischen Gesetz geworden; das 
Siebente Gesetz zur Änderung des Arbeitsförde-
rungsgesetzes vom 20. Dezember 1985 (BGBl. I 
S. 2484) ist zum 1. Januar 1986 in Kraft getreten. 

Es ist geboten, auch § 8 Abs. 2 Nr. 2 BAföG ent-
sprechend zu ändern. 
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3. Zu Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe b (§ 13 Abs. 4) 

Der Bundesrat begrüßt es, daß künftig Studien 
und Praktika im außereuropäischen Ausland im 
Rahmen des Bundesausbildungsförderungsge-
setzes großzügiger gefördert oder sogar erst in 
die Förderung einbezogen werden sollen. Es ist 
jedoch nicht zu vertreten, daß etwa ein Studium 
an privaten Universitäten mit sehr hohen Hoch-
schulgebühren mit Reisekosten und Auslandszu-
schlägen ohne Höchstbegrenzung gefördert wird. 
Der Bundesrat hält deshalb eine Begrenzung für 
erforderlich. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 22 (§ 48) 

In Artikel 1 Nr. 22 ist das Zitat „§ 5 Abs. 1 und 2" 
durch das Zitat „§ 5 Abs. 1 und 2 Nr. 2" zu erset-
zen. 

Begründung 

Klarstellung. 

Aus den Materialien zur Vorbereitung des Ge-
setzentwurfs ergibt sich, daß die Einbeziehung 
der nach § 5 Abs. 2 Nr. 1 Geförderten nicht beab-
sichtigt ist. Die vorgesehene Gesetzesänderung 
ist lediglich eine Folgeänderung zur Änderung in 
Artikel 1 Nr. 1 (vgl. hierzu auch Begründung zu 
Nummer 22). 

5. Zu Artikel 1 Nr. 28 (§ 68) 

In Artikel 1 ist Nummer 28 wie folgt zu fassen: 

,28. § 68 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird die Textstelle „§ 12 
Abs. 3 Nr. 2" durch die Textstelle „§ 12 
Abs. 3 Nr. 1 oder Nr. 2" ersetzt. 

b) In Nummer 6 wird am Ende das Komma 
durch ein Semikolon ersetzt und folgen-
der Halbsatz angefügt: „... (weiter wie Ge-
setzentwurf)".` 

Begründung 

In die Förderung sollten nicht nur Auszubildende 
mit mindestens einem Kind, sondern auch zu-
sammenlebende Verheiratete ohne Kind einbe-
zogen werden. Im Hinblick auf Artikel 6 GG er-
scheint es in höchstem Maße bedenklich, von 
verheirateten Auszubildenden im Ergebnis zu 
verlangen, daß sie die bestehende Lebens- und 
Ehegemeinschaft aufgeben und in die Wohnung 
der Eltern zurückkehren. Auch gebietet der 
Grundsatz der Gleichbehandlung, Verheiratete 
ohne Kind mit Auszubildenden gleichzustellen, 
die mit einem Kind zusammenleben. Diese 
Rechtsauffassung steht in Übereinstimmung mit 
der Rechtsprechung mehrerer Oberverwaltungs-
gerichte. 

6. Zu Artikel 2 Nr. 3 (§ 23) 

In Artikel 2 Nr. 3 Buchstabe a sind nach der Zeile 
„Im Absatz 1 werden ersetzt" die Zeilen 

„— die Zahl „195" durch die Zahl „200", 

— die Zahl „265" durch die Zahl „270," 

einzufügen. 

Begründung 

Notwendige Ergänzung. 

7. Zu Artikel 4 Abs. 1 

Artikel 4 Abs. 1 ist wie folgt zu ändern: 

Nummer 3 wird Nummer 2 und ist wie folgt zu 
fassen: 

„3. Artikel 1 Nr. 26 am 1. August 1986,". 

Die bisherige Nummer 2 wird Nummer 3. 

Begründung 

Nach der jetzt vorgesehenen Inkrafttretensrege-
lung soll die Umlage der für die Auslandsförde-
rung anfallenden Kosten zu 35 v. H. auf die Län-
der (Änderung des § 56 Abs. 4, vgl. Nr. 26) erst 
zum 1. Januar 1987 wirksam werden. Von der vor-
gesehenen Erweiterung der Auslandsförderung 
sind in erster Linie die Länder Hamburg und 
Bremen betroffen. Da diese Änderung bereits im 
Laufe des Jahres 1986 wirksam werden soll, wä-
ren nach der vorgesehenen Inkrafttretensrege-
lung für die Länderumlage die Länder Hamburg 
und Bremen im Jahre 1986 allein belastet, soweit 
Studien und Praktika im außereuropäischen 
Ausland betroffen sind. Die Mehrbelastung für 
den Hamburger Haushalt wird auf rd. 2 Mio. DM 
beziffert. Diese Mehrkosten kann das Land Ham-
burg nicht allein tragen. Die Länderumlage muß 
daher schon zu einem Zeitpunkt wirksam wer-
den, zu dem auch die Erweiterung der Auslands-
förderung wirksam wird. 

8. Zum Gesetzentwurf im ganzen 

Das Bundesverfassungsgericht hat in der Ent-
scheidung vom 6. November 1985 — 1 BvL 47/ 
83 — die Behandlung von getrennt lebenden Ehe-
gatten bei der Gewährung von Förderungslei-
stungen nach dem geltenden Recht als mit dem 
Gleichheitssatz unvereinbar bezeichnet. Die 
Bundesregierung wird deshalb gebeten zu prü-
fen, ob es im laufenden Gesetzgebungsverfahren 
noch möglich ist, eine Regelung vorzuschlagen, 
die den Bedenken des Bundesverfassungsgerich-
tes Rechnung trägt. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 

Die Bundesregierung nimmt zu den Vorschlägen 
des Bundesrates wie folgt Stellung: 

Zu 1.: Artikel 1 Nr. 2 (§ 7) 

Die Bundesregierung bekundet erneut ihre Absicht, 
die Frage einer erweiterten Förderung von Postgra-
duiertenstudien in der nächsten Legislaturperiode 
auf der Basis notwendiger, erst dann vorliegender 
Erfahrungen über den Ausbau dieser Studienange-
bote aufzugreifen, um besonders qualifizierte Stu-
denten besser auszubilden als bisher. 

Zu 2.: Artikel 1 Nr. 2 a — neu — (§ 8) und Artikel 4 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag inhalt-
lich zu. Sie hält es für erforderlich, den Wortlaut um 
das Wort „einzigen" im zweiten Satz hinter dem 
Wort „einen" zu ergänzen, damit — wie an anderen 
Stellen des Gesetzes — klargestellt wird, daß nur 
ein einziger weiterer Ausbildungsabschnitt gemeint 
ist. 

Zu 3.: Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe b (§ 13 Abs. 4) 

Die Bundesregierung stimmt mit dem Bundesrat 
darin überein, daß für die Erstattung von Studien-
gebühren ein Regulativ festzusetzen ist. Sie bekun-
det erneut ihre Absicht, dieses Regulativ, z. B. in 
Form einer Obergrenze für die Erstattung von Stu

-

diengebühren, in der Zuschlagsverordnung vorzuse-
hen. 

Zu 4.: Artikel 1 Nr. 22 (§ 48) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 

Zu 5.: Artikel 1 Nr. 28 (§ 68) 

Die Bundesregierung wird im Laufe des Gesetzge-
bungsverfahrens zu dem Vorschlag des Bundesra-
tes Stellung nehmen. 

Zu 6.: Artikel 2 Nr. 3 (§ 23) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 

Zu 7.: Artikel 4 Abs. 1 

Die Bundesregierung erhebt gegen den Vorschlag 
des Bundesrates keine Bedenken. 

Zu 8.: Zum Gesetzentwurf im ganzen 

Die Bundesregierung wird im Laufe des Gesetzge-
bungsverfahrens zu der Prüfungsbitte Stellung neh-
men. 






